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Betreff E n t w u r f ein e s Kar tell g e set z e s 1 9 8 6 Stellungnahme 

Die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft erlaubt sich, 

25 Ausfertigungen ihrer an das Bundesministerium für Justiz 

abgegebenen Stellungnahme zum Entwurf eines Kartellgesetzes 

1986, mit der Bitte um gefällige Kenntnisnahme zu überreichen. 
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Für den Generalsekretär: 

25 Anlagen 
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BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Bundeswirtschaftskammer 

Bundeswirtscheftskemmer 
Postfech 

An das 

A-1045 Wien 

187 

Bundesministerium für Justiz 

Postfach 63 
1016 IrJien 

Ihre Zehl/Nechricht vom 

9100/65-1 4/85 
15.10.85 
Betreff 

Unsere Zehl/Sl!chbel!rbeiter 

Wp Dr.Fa/Ha 

(0222) 65 05 Detum· 

42 7 8 DW 3 0 . 1 . 1 9 8 6 
4393 

Entwurf eines Kartellgesetzes 1986 - Stellungnahme 

Die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft nimmt Bezug auf 

das Schreiben des Bundesministeriums für Justiz vom 15.10.85 

(ho. eingelangt am 7.11.1985), mit dem der Entwurf eines Kar­

tellgesetzes 1986 zur Begutachtung übermittelt wurde und beehrt 

sich, folgende Stellungnahme abzugeben: 

Der gegenständliche Entwurf hat bei den befragten Landeskammern 

und Bundessektionen eine grundsätzlich positive Aufnahme gefun­

den, da er weitgehend die seit dem Inkrafttreten des Kartell­

gesetzes 1972 eingetretenen Veränderungen der Wettbewerbsbe­

dingungen zu berücksichtigen sucht und legistisch durch formale 

und rechtssystematische Adaptionen die Übersichtlichkeit und 

Lesbarkeit des Gesetzes verbessert. 

Das dem Entwurf mitzugrundeliegende Anliegen einer wettbewerbs­

rechtlichen Gleichbehandlung möglichst aller Unternehmen, seien 

sie als Anbieter oder Nachfrager oder in welcher Rechtsform 

immer tätig, wurde in einer praktikablen Weise gelöst, wenn­

gleich noch legistische KlarsteIlungen erforderlich sein werden, 

um sachlich nicht begründete Befürchtungen und Interpretationen, 

etwa im Genossenschaftsbereich, auszuschalten. 

Wiedner Hauptstraße 63 Telex 111871 
Teletex 61-3222138 BWK 

T elegremmadresse: 
BUWIKA 

Creditl!nstelt-Bankverein DVR 
Konto Nr. C020-95032/00 0043010 
BLZ 11000 

15/SN-209/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)2 von 12

www.parlament.gv.at



- 2 -

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes wird wie folgt 

Stellung genommen: 

ad § 4: 

Unter dem Gesichtspunkt der Einheitlichkeit der Rechtssprache 

wird hier analog zu den inhaltlich bezogenen Regelungen des 

B-VG folgender Wortlaut vorgeschlagen: "In Angelegenheiten, 

die in Gesetzgebung oder Vollziehung Landessache sind, sind 

die Abschnitte 11 bis V nicht anzuwenden." 

ad § 5: 

Die Bundeskammer vertritt die Ansicht, daß bei diesen Bereichs­

ausnahmen durch die geänderte Formulierung keine Änderung des 

frUheren Rechtszustandes eintritt. Um Auslegungsschwierigkei­

ten zu vermeiden, sollte dies in den Erläuternden Bemerkungen 

klargestellt werden. 

In Abs.2 müßte es richtig heißen: Verkehrsunternehmungen 

(statt Verkehrsunternehmen), soweit sie der Aufsicht des Bun­

desministeriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr (statt 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie) 

unterstehen. 

ad § 5: 

Die Bundeskammer stellt zur Diskussion, eine Erweiterung des 

Begriffes Bagatellkartell dahingehend vorzunehmen, daß Kartelle, 

die einen bestimmten Jahresumsatz nicht übersteigen, als Baga­

tellkartell zu qualifizieren sind. 

ad § 16 Abs.l: 

Die gegenständliche Bestimmung, welche nach Auffassung der 

Bundeswirtschaftskammer die kartellrechtliche Gleichbehand­

lung von Genossenschaften mit ihren Konkurrenten herbeiführen 

soll, gibt - wie diverse öffentliche Stellungnahmen beweisen -

zu Mißverständnissen Anlaß. 
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Die Bundeskammer glaubt jedoch, daß geringfügige Änderungen 

des Textes der Bestimmung sowie Ergänzungen in den Erläuternden 

Bemerkungen erforderlich sind, um mögliche Fehlinterpretationen 

hintanzuhalten. 

Die Bundeswirtschaftskammer gestattet sich, folgende Textierung 

vorzuschlagen: 

"Ausgenommen sind Kartelle, die in den Verträgen 
von Genossenschaften enthalten sind. 

Die Ausnahme gilt jedoch nicht für Kartelle, die 
in Genossenschaftsverträgen, an denen eine Genossen­
schaft nicht bloß finanziell beteiligt ist, enthal­
ten sind und Genossenschaftsverträge, die ausschließ­
lich oder überwiegend von Kapitalgesellschaften zur 
Umgehung des Kartellgesetzes geschlossen werden." 

In den Erläuternden Bemerkungen sollte dazu ausgeführt wer­

den: 

"Die Ausnahme soll zunächst klarstellen, daß die 
Statuten von Primärgenossenschaften und deren interne 
Rechtsbeziehungen mit den Mitgliedern dem Kartellgesetz 
nicht unterliegen. Bloße Finanzbeteiligungen von 
Genossenschaften an Genossenschaften sind kartellrecht­
lich nicht relevant. Statuten von Genossenschaften 
sind nicht per se Kartelle, die Registrierungspflicht 
greift nur insoweit, als Wettbewerbsbeschränkungen 
i.S. der §§ 10 - 12 Gegenstand des Vertrages sind. 
Die kartellrechtliche Eintragung erstreckt sich daher 
nicht auf die Genossenschaft als solche, sondern 
nur auf die im Vertrag enthaltenen Kartelle." 

Mit dieser Klarstellung soll auch verdeutlicht werden, daß 

Genossenschaften im Wettbewerb die gleiche Stellung wie ihre 

Konkurrenten, etwa hinsichtlich des gemeinsamen ausschließli­

chen Einkaufes oder der gemeinsamen Werbung mit verbindlichen 

Preisen, erhalten. 
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ad § 17: 

Die Bundeswirtschaftskammer darf hier auf ihren seinerzeit 

bereits an den Bundesminister für Justiz herangetragenen Wunsch 

zurückkommen, durch eine Verordnung des Bundesministers für 

Justiz die gemeinsame Preiswerbung kleiner und mittlerer Un­

ternehmen von der Anwendung des Kartellgesetzes auszunehmen. 

Eine Entsprechung dieses dringenden Anliegens der Wirtschaft 

würde einen weiteren Schritt in der Verwirklichung der Ziel­

setzungen dieses Gesetzes bedeuten. Kleine und mittlere Un­

ternehmen können sich eben im Wettbewerb leichter behaupten, 

wenn sie den Werbekampagnen der Großvertriebsformen durch ge­

zielte gemeinsame Preiswerbung begegnen können. Es würde auch 

eine Freistellung für bestimmte regionale Bereiche (einen oder 

mehrere politische Bezirke) bereits eine Verbesserung der Wett­

bewerbssituation bringen. 

Die Bundeswirtschaftskammer gestattet sich daher nochmals ihre 

Forderung auf Freistellung der gemeinsamen Preiswerbung an 

das Bundesministerium heranzutragen. 

Jedenfalls sollte durch eine Änderung des § 6 lit.c KartG sicher­

gestellt werden, daß der Bundesminister für Justiz im Einver­

nehmen mit dem Bundesminmister für Handel, Gewerbe und Industrie 

diese Art der Werbung durch Verordnung freistellen kann. 

ad § 25: 

Der Entwurf enthält keine ausdrückliche Bestimmung, die den 

Beitritt eines neuen Kartellteilnehmers zu einem Kartell regelt. 

~~enn der Begriff "Änderung von Kartellen" den Neubeitritt eines 

Kartellteilnehmers nicht inkludieren sollte, wird eine entspre­

chende Ergänzung bzw. Klarstellung in den Erläuternden Bemer­

kungen angeregt. 

ad §§ 30 bis 32: 

Hinsichtlich des Ablaufes der Geltungsdauer von unverbindlichen 

Verbandsempfehlungen sollte klargestellt werden, daß mit jeder 

Abänderung der Empfehlung die fünf jährige Geltung neu zu lau­

fen beginnt. 
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ad § 33: 

Die Bundeswirtschaftskammer begrüßt grundsätzlich die Einfügung 

qualitativer Kriterien, die der einget~etenen wirtschaftlichen 

Entwicklung, insbesondere der in vielen Branchen gewachsenen 

Nachfragemacht, Rechnung trägt und sicherstellt, daß markt­

beherrschende Unternehmen nicht nur auf der Angebots-, sondern 

auch auf der Nachfrageseite erfaßbar werden und damit die Mög­

lichkeit geschaffen wird, mißbräuchliche Verhaltensweisen markt­

mächtiger Unternehmen auch auf der Nachfrageseite aufzugreifen 

und zu unterbinden. 

Trotzdem glaubt die Bundeswirtschaftskammer, daß dem Gesetz 

gerade im Hinblick auf die Durchsetzung eines leistungsgerechten 

Wettbewerbes ein geradezu wesentlicher Mangel anhaftet, solange 

nicht das Nahversorgungsgesetz eingebaut wird und insbesondere 

eine Verankerung der Tatbestände mißbräuchlicher Ausnutzung 

von Nachfragemacht, wie sie der sog. Wohlverhaltenskatalog 

der Bundeswirtschaftskammer auflistet, erfolgt. 

Die Bundeskammer richtet daher an das do. Bundesministerium 

erneut das Ersuchen, diesem dringenden Anliegen der Wirtschaft 

Rechnung zu tragen. 

ad §§ 109, 115: 

Wenngleich die Bundeswirtschaftskammer grundsätzlich die Mög­

lichkeit von Untersuchungen der Wettbewerbslage in einzelnen 

Wirtschaftszweigen befürwortet, weil sie dem Grundanliegen 

des Gesetzes zum Durchbruch verhelfen können, erachtet sie 

doch nachfolgende Einschränkungen für erforderlich: 

1) Zunächst ist die Bundeswirtschaftskammer der Meinung, daß 

in einer nach marktwirtschaftlichen Grundsätzen ausgerichte­

ten Wirtschaft Untersuchungen über die Wettbewerbslage in 

einzelnen Wirtschaftszweigen nur dann durchgeführt werden 

sollten, wenn sie zur Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstel­

lung geordneter Wettbewerbsverhältnisse erforderlich sind. 

Dieser Zweck müßte in den Erläuternden Bemerkungen klar 

zum Ausdruck gebracht werden. 
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2) Aus rechtspolitischen Erwägungen sollte nur dem Bundesmi­

nister für Justiz die Kompetenz für die Auftragserteilung 

solcher Untersuchungen mit der Verpflichtung zur Auskunfts­

erteilung, eingeräumt werden. 

3) Weiters wäre die Bestimmung über die Erteilung der notwendigen 

Auskünfte (§ 115) dahingehend einzuschränken, daß unter 

wettbewerbsrelevanten Auskünften, z.B. Informationen über 

Distributionssysteme, Konditionen und Wettbewerbspraktiken, 

zu verstehen sind. 

4) Die Wahrung der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ist sicher­

zustellen und Publikationen der Untersuchungsergebnisse 

sind jedenfalls zu anonymisieren. 

Im ersten Satz des § 115 sollte das Wort "unbeschadet" durch 

einen anderen Ausdruck, wie etwa "unter Bedachtnahme auf", 

ersetzt werden. 

ad § 110: 

In Analogie zur Besetzung des Kartellgerichtes bzw. Kartell­

obergerichtes sollte auch für den Paritätischen Kartellaus­

schuß die Bestellung von Stellvertretern der Mitglieder vor­

gesehen werden. Dies ist besonders im Hinblick auf die zu erwar­

tende Mehrbelastung zweckmäßig. 

ad § 114: 

Hier müßte es richtig heißen: "Der Paritätische Ausschuß ist 

beschlußfähig, wenn ..... mindestens je ein der vom Österreichi­

schen Arbeiterkammertag bzw. der Bundeswirtschaftskammer in 

den Ausschuß entsandten Mitglieder anwesend ist." 
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Abschließende Verhandlungen der Sozialpartner unter Einschluß 

der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs: 

Die Bundeswirtschaftskammer ersucht das Bundesministerium fUr 

Justiz die vorgebrachten Anregungen zusammen mit den sonstigen 

Ergebnissen der Begutachtung in Gesprächen mit den Sozialpart­

nern einschließlich der Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts­

kammern Österreichs vor Einbringung einer Regierungsvorlage 

ein~r eingehenden PrUfung zu unterziehen. Auf diese Weise könnte 

sichergestellt werden, daß im Begutachtungsverfahren geäußerte 

Bedenken behandelt und ausgeräumt werden und eine Verwirkli­

chung des Entwurfes erleichtert wird. 

Gemäß § 43 HKG wird die Stellungnahme des Referates fUr Kon­

sumgenossenschaften, Gemeinwirtschaftliche und Öffentliche 

Unternehmungen als Minderheitsvotum ,Ubermittelt. 

Dem Ersuchen des Bundesministeriums fUr Justiz entsprechend 

hat die Bundeswirtschaftskammer 25 Kopien dieser Stellungnahme 

dem Präsidium des Nationalrates zugestellt. 

r, BUNDE~Ii MMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Der Präsi~nt: f Der Generalsekretär: 
~ 

;~~r a~~/{~~~~ 

Anlage 
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BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Bundeswirtschaftskammer 

Bundeswirlscheftskemmer A·1045 Wien 
Postlech 447 

An das 
Generalsekretariat der 
Bundeskammer der 

REFERA T F"R KONSUMGENOSSEN­
SC HAFTEN , G:EMEIlfw/IRTSCHA]'T­
LICHE UNL ÖFFENTLICHE UNTER­
NEHMUNGEN 

gewerblichen Wirtschaft 
\o,'irtschaftspoli tische J:, bteilung 

Zi.1834 

Ihre Zehl/Nechricht vom 

wp.Dr.Fa/Schi 
v.12.11.1985 
Betreff 

Kartellgesetz 1986 

Unsere Zehl/Sechbeerbeiter 

Präs.Gem.21/1985-
Dr.Sche/Pe 

(0222) 6505 

3342 DW 

3327 Dw 

Zum vorliegenden Entwurf des Bundesministeriums für Justi~ 
für ein Kartellgesetz 1986, Jl1Z 9.100/65-14/85, erlaubt 
sich das Referat wie folgt Stellung zu nehmen: 

Datum 

17.12.1985 

Der Entwurf in seiner vorliegenden Form trägt dem notwendigen 
Interessenausgleich innerhalb der gewerblichen \..'irtschaft nicht 
in optimaler Weise Rechnung. ~ir erlauben uns, dabei insbe­
sondere auf die be:igeschlossene Stellungnahme .des Bundesgremiums 

der Konsumgenossenschaften hinzuweisen. Auch sonst sind die 
Meinungen über Inhalt und Vorgangsweise bei der Erstellung 

des Entwurfes innerhalb der ''';irtschaft durchaus geteilt. Das 
Referat erlaubt sich daher anzuregen, über eine allfällige 
Novellierung des KartellgesetzeF ohne Zeitdruck weitere Ver­
handlungen zu führen und zwar unter rechtzeitiger und ausfUhr­
licher Einbeziehung aller betroffenen vJirtschaftskreise. Ein 

Durchpei tschen·· des Entwurfes in der gegenwärtigen LegiSlatur­
periode erscheint unter den obwaltenden Ums~nnden nicht als 

zweCkmäßig. 

W,edner Hauptstraße 63 Telex 111871 T elegremmedresse: Creditenslelt·Benkverein DVR 
Teletex 61·3222138 BWK BUWIKA Konto Nr.0020.95032/00 0043010 

" 
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Im Falle einer Positivstellungnahme der Bundeskammer zum 
Entwurf ersuchen wir, die vorliegende Äußerung als Minder­
heitsvotum an das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie weiterzuleiten. 

REFERAT F)R KONSUMGENOSSENSCHAFTEN, 
GEMEINwIRTSCHAFTLICHE UND ÖFFENTLICHE UNTERNEHMUNGEN 

1 Beilage 

Dr. Robert SCHEDIwY 

D 
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BUNDESKAMMER DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT 

Bundeswirtschaftskammer 

Bundeswirlscholtskomme, 1\-1045 Wien 
Postloch 440 

An die 
Bundessektion Handel 

i m Hau s e 

Ihre Zohl/ Nachricht vom 

Wp.Dr.Fa/Schi 
V .12 .11.1985 
Betreff 

Kartellgesetz 1986 

BUNDESGR»1IUM DER KONSUM­
GENOSSENSCHAFTEN 

Unsere Zahl/Sachbearbeiter 

BGr.3/64360/1985-
Dr.Sche/Pe 

(0222) 65 05 Datum 

3342DW 16.12.1985 
3337DW 

Zum vorliegenden Entwurf des Bundesministeriums für Justiz 
für ein Kartellgesetz 1986, JMZ 9.100/65-14/85, erlaubt sich 
das Bundesgremium der Konsumgenossenschaften wie folgt Stellung 

" zu nehmen: 

Im vorliegenden Entwurf werden in § 33 Ziff.4 und 5 zwei neue 
Begriffe für die Beurteilung eines Unternehmens als marktbe­

herrschend aufgenommen. 

Das gefertigte Gremium spricht sich hiemit gegen die Aufnahme 
dieser Ziffern 4 und 5 des § 33 aus, da diese Bestimmungen 
in der Praxis zu einer ständigen Diskussion über eine angeb­
lich marktbeherrschende Stellung eines Unternehmens führen 

können. 

Die in Ziff.4 als Begriff eingeführte "überragende Markt­
stellung fl gegenüber den Mitbewerbern ist unter Berücksichtigung 
der Regelungen der Ziffern 2 und 3 des § 33 grundsätzlich .ent­
behrlich und scheint gezielt auf den Konsum österreich angelegt 
zu sein. Da dieser als Nahversorgungsunternebmen in ganz öster­
reich Filialen betreibt, überragt er z.B. umsatzmäBig derzeit 
bundesweit alle Mitbewerber, obwohl dies regional auf einzelne 

Konkurrenten bezogen nicht der Fall ist. 

Wiedner HauptstraBe 63 Telex 111871 
TeieIe,. 61·3222138 BWK 

Telegrammadresse: 
BUWIKA 

Credllanslell.Benkverejn DVR 
Konto Nr. 0020-95032/00 0043010 
BlZ 11000 
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Von einer marktbeherrschenden Stellung des Konsum österreich 
kann daher sowohl aufgrund der tatsächlichen Wettbewerbsver­
hältnisse am Markt, als auch nach allgemeiner Verkehrsauffassung 
nicht gesprochen werden. Die überragende Marktstellung manch 
anderer Wettbewerber, die in ausländischer Hand stehen und über 
alle in Ziff.4 angeführten Kriterien in weit höherem Maße als 
der Konsum österreich verfügen, bleiben im Kartellgesetz völlig 
unberücksichtigt. Ohne daß von Seite des Konsum österreich 
gegen das Kartellgesetz verstoßen würde, hätten Mitbewerber 
aber aufgrund der Bestimmung der Ziff.4 die Möglichkeit, den 

Konsum Österreich als marktbeherrschend zu bezeichnen und ihm 
damit das Negativimage, das allgemein damit verbunden wäre, 

anzulasten. 

In Ziff.5 eröffnet sich für Lieferanten die Möglichkeit, 
einen Kontrahierungszwang auszuüben. Vor allem mit kleineren 

Firmen dürfte aufgrund dieser Bestimmung nicht mehr ohne Sorge 
einer späteren Inanspruchnahme, in Geschäftsverbindung getreten 
werden. Im Interesse einer freien Marktwirtschaft ist diese 
Bestimmung daher ebenfalls zur Gänze abzulehnen. 

Zusätzlich aufgenommen werden sollte in § 33 die bisher in § 40 
Abs.3 des derzeit geltenden Gesetzes geregelte Einbeziehung 
der inländischen Marktanteile ausländischer Unternehmen bei 
der Marktanteilsberechnung. 

Im Interesse der gesamtwirt:schaftlich zu beurteilenden Anwen­
dung des Kartellgesetzes so~lte nach Ansicht des Konsum Öster­
reich auch auf die Erweiterung der Antragslegitimationen in § 36 
verzichtet werden, da dies insbesondere im Hinblick auf die vor­
stehend angeführten Ziffern; 4 und 5 des § 33 eine akkordierte 

I 

Aktion mehrerer wirtschafts~reibender gegen ein Unternehmen 

ermöglichen würde. 

BUNDESGR»1IUM DER KONSUMGENOSSENSCHAFTEN 

Der Sekretär: 

Mag.Dr.Robert BC~IWY 
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